
gewehr hantierte, ist zwar richtig, reicht jedoch nicht 
aus, um das Besondere der Bedingungen und die Ent­
scheidungssituation, in der sich der Angeklagte befun­
den hat, zu kennzeichnen. Sie bestehen vielmehr darin, 
daß er seine Aufmerksamkeit unmittelbar auf das Ge­
wehr gerichtet hatte, das er nicht nur laden, sondern 
auch sichern wollte. Eine solche Situation, in der sich 
der Täter um die entsprechende Sicherheit bemüht und 
dabei nicht alle Vorkehrungen zum Schutz von Leben 
und Gesundheit beachtet, verdient eine hindere Ein­
schätzung in bezug auf die Schuldgröße.
Mit Recht verweist der Kassationsantrag darauf, daß 
diese einmalige, von der Entstehung her schon anders 
zu beurteilende Unachtsamkeit im krassen Widerspruch 
zum allgemeinen Verantwortungsbewußtsein des Ange­
klagten steht. Es handelt sich um einen Bürger, der 
— selbst Vater von mehreren Kindern — bislang tadels­
frei gelebt und gearbeitet hat. Seine eigene Erkenntnis 
in die Verwerflichkeit der Straftat entspricht somit voll 
und ganz seiner Bereitschaft, die erforderlichen Schluß­
folgerungen daraus zu ziehen.
Die vom Kreisgericht selbst zutreffend festgestellten 
Tatumstände durften daher nicht nur zur Begründung 
der Mindestfreiheitsstrafe angeführt werden, sondern 
mußten zur Anwendung einer milderen Strafart aus den 
Gründen des § 62 Abs. 3 StGB führen.
Der Senat war zur Abänderung des Urteils im Schuld- 
und Strafausspruch gemäß §§ 321 Abs. 1, 322 Abs. 1 
Ziff. 1 und 4 StPO berechtigt und hat den Angeklagten 
wegen fahrlässiger Körperverletzung nach § 118 Abs. 1 
StGB auf Bewährung verurteilt. Die Bewährungszeit 
von einem Jahr sowie die angedrohte Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten für den Fall, daß der Angeklagte seine 
mit dieser Verurteilung verbundenen Pflichten schuld­
haft nicht erfüllt, entsprechen der Tatschwere sowie den 
Möglichkeiten der Erziehung und Selbsterziehung des 
Täters.

A n m e r k u n g :
Zu den Voraussetzungen der außergewöhnlichen Straf­
milderung nach § 62 Abs. 3 StGB ist bereits mehrfach 
Stellung genommen worden (vgl. z.B. OG, Urteile vom 
1. April 1969 - 3 Zst 4/69 - [NJ 1969 S. 375] und vom 
30. März 1972 - 2 Zst 5/72 - [NJ 1972 S. 366] sowie die 
Beiträge von F r i e b e l  [NJ 1969 S. 203 ff.] und F i ­
s c h e r  [NJ 1973 S. 143 ff.]). Das vorstehende Urteil ist 
Anlaß, nochmals auf die Bedeutung einer allseitigen 
Prüfung der Strafzumessungskriterien und einer d i f f e ­
renzierten Anwendung der Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit hinzuweisen. Dazu gehört 
auch die richtige Interpretation des § 62 Abs. 3 StGB. 
Wie in Z i f f .  4.3.1. des Berichts des Präsidiums des 
Obersten Gerichts an die 22. Plenartagung zu Problemen 
der Strafzumessung festgestellt wurde, besteht das An­
liegen dieser Bestimmung darin, von der Anwendung 
der erschwerenden Strafvorschrift abzusehen, wenn 
trotz des Vorliegens der im Gesetz enthaltenen Er­
schwerungsgründe eine wirkliche Erhöhung der Gesell­
schaftswidrigkeit nicht eingetreten ist (vgl. NJ 1969 
S. 269). Dies bietet die Gewähr, anstelle formaler Ent­
scheidungen solche strafrechtlichen Maßnahmen auszu­
sprechen, die der wirklichen Tatschwere entsprechen, 
so wie sich diese aus den gesamten Umständen des 
Einzelfalls ergeben.
Dem Wortsinn nach stellt die Bestimmung des § 62 
Abs. 3 StGB zwar insofern eine außergewöhnliche Mög­
lichkeit der Strafanwendung dar, als sie eine Maß­
nahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit außer­
halb des „normalen“ Strafrahmens zuläßt. Ihr Anwen­
dungsbereich liegt dort, wo eine Straferschwerung 
z w i n g e n d  vorgeschrieben ist. Andererseits wird

— wahrscheinlich wegen der Systematik des § 62 StGB — 
häufig verkannt, daß die jeweilige Qualifizierungsnorm 
nicht anzuwenden ist, wenn sich die Tatschwere unter 
Beachtung aller Umstände nicht erhöht hat. In diesem 
Sinne ist wohl Friebel zu verstehen, wenn er darlegt, 
daß sich § 62 Abs. 3 StGB dem Wesen nach von den 
anderen Strafmilderungsgründen unterscheidet und 
eigentlich kein „Milderungsgrund“, sondern „die gesetz­
liche Konsequenz aus dem materiellen Straftatbegriff“ 
ist (S. 206).
Mit der vorstehenden Entscheidung macht das Oberste 
Gericht darauf aufmerksam, welche Anforderungen an 
die exakte Prüfung aller Tatumstände in objektiver 
und subjektiver Hinsicht zu stellen sind und daß g g f .  
auch einzelne dieser Umstände den Ausschlag für eine 
mildere Strafe geben können. Diese Gesichtspunkte 
werden aufgeführt, es wird begründet, welche Wertig­
keit sie im Zusammenhang mit allen anderen Umstän­
den des konkreten Falls besitzen. Dabei muß wiederum 
das Strafzumessungsprinzip unterstrichen werden, daß 
es keine Kriterien außerhalb der in § 61 Abs. 2 StGB 
dargelegten Grundsätze gibt. Die in der Person des 
Täters liegenden Umstände, sein Verhalten vor und 
nach der Tat, die Ursachen und Bedingungen der Tat, 
soweit diese Aufschluß über die Fähigkeit und Bereit­
schaft zur Erziehung und Selbsterziehung geben, sind 
tatbezogen zu prüfen. Das bedeutet stets, die Grund­
einstellung eines Angeklagten nicht allgemein, sondern 
unter dem Gesichtspunkt jener Pflichten einzuschätzen, 
die ihm im Strafverfahren als schuldhaft verletzt zur 
Last gelegt werden.
Das vorstehende Beispiel veranschaulicht das, denn der 
Angeklagte hatte beim Hantieren mit dem Luftgewehr 
seine Aufmerksamkeit u. a. auf dessen Sicherung ge­
richtet, also etwas durchaus Anerkennenswertes getan. 
Mit dieser Feststellung werden ihm die ihn sonst 
charakterisierenden positiven persönlichen Eigenschaf­
ten durchaus bestätigt. Erst aus diesem Zusammenhang 
wird deutlich, was unter der Forderung zu verstehen ist, 
daß die Umstände, die die Person des Täters betreffen, 
in dem Umfang für die Strafzumessung maßgeblich sind, 
als sie in die konkrete Tatschwere eingehen und über 
die Bereitschaft des Täters aussagen, künftig seiner 
gesellschaftlichen Verantwortung hinsichtlich der Ach­
tung der Gesetze gerecht zu werden.

Rudi B e c k e r  t ,  Richter am Oberten Gericht

§§ 159, 161, 162 Abs. 1 Ziff. 3, 61 StGB.
1. Zur Abgrenzung zwischen einem mehrfachen Ver­
geben des Betrugs und einer wiederholt mit großer In­
tensität begangenen Handlung L S. des § 162 Abs. 1 
Ziff. 3 StGB.
2. Zur Strafzumessung bei einer unter grober Mißach­
tung der Vertrauensstellung begangenen Vielzahl von 
Betrugshandlungen zum Nachteil des sozialistischen 
Eigentums.
OG, Urteil vom 7. November 1973 - 2 Zst 33/73.

Der Angeklagte war seit 1968 Leiter eines Labors der 
Medizinischen Klinik und der Poliklinik einer Univer­
sität. Er war für die Wartung und Instandsetzung der 
medizinisch-elektronischen Geräte in beiden Klinikbe­
reichen sowie für den Aufbau und die Entwicklung 
neuer Gerätesysteme verantwortlich. Im Zusammenhang 
damit oblag ihm auch die Beschaffung von Material. 
Mit Ausnahme größerer Anschaffungen erledigte der 
Angeklagte die erforderlichen Einkäufe in Einzelhan­
delsgeschäften und Warenhäusern selbst. Er veraus­
lagte zunächst den jeweiligen Kaufpreis und ließ sich 
später unter Vorlage der Kassenbelege den Betrag er­
statten. Als er feststellte, daß die Verwendung der von
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